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Wartungskosten von 
Rauchmeldern umlegbar
Vermieter können ein Unternehmen damit 
beauftragen, die Rauchmelder regelmäßig 
zu warten. Außerdem können sie kontrollie-
ren lassen, ob der Müll ordnungsgemäß ent-
sorgt wurde und gegebenenfalls ein Nach-
sortieren veranlassen. Die dabei anfallen-
den Kosten können sie auf die Mieterinnen 
und Mieter umlegen, wenn dies im Mietver-
trag geregelt ist. Im entschiedenen Fall war 
im Mietvertrag geregelt, dass die Mieter 
unter anderem die Kosten für den Betrieb 
von Brandschutz- und Brandmeldeanlagen 
zu tragen haben. Darunter falle auch die 
Wartung von Rauchwarnmeldern, entschied 
der Bundesgerichthof. Die dabei anfallenden 
Kosten stellten „sonstige Betriebskosten“ 
nach §2 Ziffer 17 der Betriebskostenverord-
nung dar. Dagegen können die Kosten für 
das Anmieten von Rauchmeldern nicht auf 
die Mieterinnen und Mieter umgelegt wer-
den, da die Anschaffungskosten von den 
Vermietern zu tragen sind. Das Gericht ver-
wies dabei auf eine hierzu getroffene Ent-
scheidung des BGH (VIII ZR 379/20).
Der BGH sah auch keine Bedenken, einen 
externen Dienstleister mit der Kontrolle 
und dem Nachsortieren des Mülls zu be-
auftragen. Damit sollte gewährleistet wer-
den, dass der Müll entsprechend den Vor-
gaben getrennt entsorgt wird. Dies sei als 
Teil der Müllbeseitigung zu werten, deren 
Kosten nach §2 Ziffer 8 der Betriebskosten
verordnung auf die Mieterinnen und Mieter 
umgelegt werden können.
BGH
Urteil vom 05.10.2022
Az.: VIII ZR 117/21
Quelle: Wüstenrot & Württembergische AG

Ein elektrischer Türöffner  
ist  Mindeststandard

Ein elektrischer Türöffner, der von den Woh-
nungen eines Mehrfamilienhauses aus be-
dient werden kann, ist nach heutigen Krite-
rien schlichtweg unverzichtbar. Der Eigentü-
mer des Objekts muss für die Einhaltung die-
ses Mindeststandards Sorge tragen. Der Fall: 
Einige Bewohner eines Mietshauses in Frank-
furt beschwerten sich beim Wohnungsauf-
sichtsamt über die Zustände in ihrer Wohn-
anlage. Die Behörde erließ daraufhin eine 

Anordnung gegen den Eigentümer, diverse 
Missstände zu beseitigen. Der Betroffene 
verteidigte sich mit dem Argument laufen-
der Modernisierungsarbeiten, die vorüber-
gehend zu einigen Mängeln geführt hätten. 
Das Urteil: Das Verwaltungsgericht stützte 
das behördliche Eingreifen. Ein elektrischer 
Türöffner gehöre ebenso zu den Mindeststan-
dards wie eine Gegensprechanlage und eine 
Zeittaktung der Treppenhausbeleuchtung, die 
im betreffenden Anwesen dauerhaft einge-
schaltet gewesen war. Die Sanierung habe 
sich mit eineinhalb Jahren so lang hingezo-
gen, dass man nicht mehr von kurzfristigen 
Einschränkungen sprechen könne.
Verwaltungsgericht Frankfurt
Urteil vom 29.01.2021
Az.: 8 L 3058/20.F

Hundehaltung durfte nicht 
verweigert werden 
Die Tierhaltung sorgt immer wieder für Strei-
tereien zwischen Immobilieneigentümern 
und Mietern. In Köln hielt ein Mieter in nur 
einem Zimmer mit einer Fläche von 38 Quad-
ratmetern einen Boxerhund, was der Vermie-
ter als zu beengte Verhältnisse betrachtete. 
Das Amtsgericht war zwar ebenfalls der Mei-
nung, dass dies nicht ideal sei. Allerdings 
scheine es angesichts nur einer dort woh-
nenden Person noch vertretbar. In der Frage 
der artgerechten Haltung eines Tieres sei 
in letzter Konsequenz allerdings nicht das 
Mietrecht zuständig. 
AG Köln
Urteil vom 07.07.2021
Az.: 210 C 208/20

Mieterabfindungen sind 
Werbungskosten 
Abfindungen an Mieter, um diese zu einer 
vorzeitigen Vertragsbeendigung zu bewegen 
und das Objekt anschließend renovieren zu 
können, sind sofort abziehbare Werbungs-
kosten. Ein Immobilieneigentümer wollte 
sein gerade erworbenes Objekt (vier Wohn-
einheiten, unter Denkmalschutz stehend) 
grundlegend renovieren. Um die Mieter zur 
Beendigung der Mietverträge und Räumung 
ihrer Wohnungen zu bewegen und die Arbei-
ten zügig durchführen zu können, zahlte er 
Abfindungen in Höhe von 35.000 Euro. Ohne 
die Räumung wäre die Renovierung tech-
nisch möglich, aber äußerst umständlich 
gewesen. Der Fiskus verweigerte die Aner-
kennung der Ausgaben als sofort abziehbare 
Werbungskosten. Der Bundesfinanzhof als 
höchste Instanz korrigierte die Entscheidung 
des Finanzamtes sowie der Vorinstanzen. 
Er ließ die geltend gemachten Werbungs-
kosten bei den Einkünften aus Vermietung 

und Verpachtung zu. Die Alternative einer 
Renovierung ohne Räumung sei hier nicht 
ausschlaggebend.
Bundesfinanzhof
Urteil vom 20.09.2022
Az.: IX R 29/21

Mieterhöhungsschreiben 
nicht korrekt zugestellt

Wenn die Miete erhöht werden soll, dann muss 
das entsprechende Schreiben ordnungs
gemäß zugestellt werden. Ein Vermieter in 
Baden-Württemberg hatte sich nicht an die 
Regularien gehalten und scheiterte deswe-
gen mit seinem Verlangen. Ein Vermieter 
hatte sein Erhöhungsschreiben direkt an eine 
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unter Betreuung mit Einwilligungsvorbehalt 
stehende Mieterin adressiert. Erst zu einem 
späteren Zeitpunkt hatte die Betreuerin zu-
fällig davon erfahren. Angesichts dieser Tat-
sache war der Vermieter der Meinung, dass 
das Dokument den gesetzlichen Vorgaben ent-
sprechend zugestellt worden sei. Das zustän-
dige Amtsgericht sah das ganz und gar nicht 
so. Das Schreiben hätte unmittelbar der Be-
treuerin zugehen müssen. Weil dies nicht so 
gewesen sei, könne es auch keine Wirksam-
keit entfalten. Die zufällige Kenntnisnahme 
reiche jedenfalls nicht aus, um das zu ändern. 
AG Kirchheim/Teck
Urteil vom 16.10.2020
Az.: 2 C 251/20

Urteile zum Thema 
Schlüssel und Schloss

Sie sind klein und unauffällig, doch Haus- und 
Wohnungsschlüssel zählen zu den wichtigs-
ten Bestandteilen einer Immobilie. Gehen sie 
verloren, sind sie nicht funktionstüchtig oder 
werden sie nach Vertragsende nicht korrekt 
abgegeben, dann droht großer Ärger. Aus un-
serer Urteilsauswahl wird deutlich: Das Spek-
trum der damit befassten Instanzen reicht 
vom Amtsgericht bis zum Bundesgerichtshof.
Der Eigentümer einer Immobilie muss mit 
dem Beginn von Sanierungsarbeiten abwar-
ten, bis ihm der Mieter die Schlüssel überge-
ben hat. Hält er sich nicht daran, dann kann 
der Bewohner des Objekts eine einstweilige 
Verfügung gegen ihn auf Wiederherstellung 
der Bewohnbarkeit erwirken. Dies stellte das 
Amtsgericht Köln (Urteil vom 07.05.2020, 
Az.: 222 C 84/20) in einem Zivilprozess fest.
Manchmal ist ein Schlüsselverlust nicht 
nur ein Problem für den Betroffenen, son-
dern für eine ganze Reihe von Menschen – 
nämlich alle Mietparteien oder Eigentümer 
eines Mehrfamilienhauses. Besteht nach 
einem Schlüsseldiebstahl aus einem PKW 
eine konkrete Missbrauchsgefahr durch 
Dritte, also ein unbefugtes Betreten durch 
Dritte, dann kann es teuer werden. Das 
Oberlandesgericht Dresden (Urteil vom 
20.08.2019, Az.: 4 U 665/19) entschied, 
dass eine neue Schließanlage auf Kosten 
des Schädigers eingebaut werden könne.
Anders sieht es aus, wenn der Schlüssel zwar 
verloren ging, aber eine konkrete Zuordnung zu 
einer bestimmten Immobilie nahezu unmöglich 
scheint. Der Sohn einer Mieterin hatte sein 
Exemplar auf einem weit vom Wohnort entfern-
ten Sportlager verloren – ohne jeden Bezug 
zur Hausadresse. Nach Meinung des Amts-
gerichts Bautzen (Urteil vom 11.09.2020, 
Az.: 20 C 207/19) bestand keine konkrete 
Gefahr eines Missbrauchs, die Mieter muss-

ten deswegen nicht den Austausch der kom-
pletten Schließanlage bezahlen.
Man kann von einem Mieter erwarten, dass 
er sich nach dem Vertragsende nach Kräften 
bemüht, seine Schlüssel zurückzugeben. 
Hat er allerdings erfolglos versucht, mit dem 
Vermieter einen Termin zur Übergabe zu ver-
einbaren, dann hält das Oberlandesgericht 
Sachsen-Anhalt (Urteil vom 10.12.2018, 
Az.: 1 U 25/18) auch eine andere Me-
thode für erlaubt. Es reiche, wenn er nach 
der Räumung der Mietsache die Schlüssel 
dem Wachdienst des Objekts überreiche.
Die Schlüssel einfach unangekündigt in den 
Briefkasten des Eigentümers zu werfen, 
das entspricht nicht einer korrekten Rück-
gabe. Das Landgericht Krefeld (Urteil vom 
27.12.2018, Az.: 2 T 27/18) hält den Vor-
gang nur für ordnungsgemäß, wenn zuvor in 
angemessenem Umfang versucht worden 
war, den Vermieter über die bevorstehende 
Rückgabe in Kenntnis zu setzen.
Wenn jemand eine Eigentumswohnung er-
worben und zuvor der Mieter des Voreigen-
tümers die Schlüssel verloren hat, dann 
haftet der neue Eigentümer gegenüber der 
Gemeinschaft. Das Landgericht Hamburg 
(Urteil vom 10.03.2016, Az.: 318 S 79/15) 
verurteilte ihn dazu, für die Kosten des Aus-
tauschs der Schließanlage aufzukommen. 
Die Eigentümergemeinschaft hatte beschlos-
sen, dass der Austausch vorzunehmen sei.
Eigentümer einer Immobilie sind grundsätz-
lich nicht berechtigt, einen oder gar mehrere 
Schlüssel eines vermieteten Objekts einzube-
halten. Das Amtsgericht Frankfurt (Urteil vom 
16.11.2016, Az.: 33 C 1156/16) machte 
einem Eigentümer klar, dass dies nicht ein-
mal für Notfälle erlaubt sei. Konkret ging es 
um einen Haustürschlüssel mit Zugang zum 
Treppenhaus und zu einem Bodenraum.
Ob der Eigentümer eines Grundstücks vom In-
haber eines Geh- und Fahrtrechts das nächt-
liche Versperren eines Tores fordern kann, 
das ist nach Ansicht des Bundesgerichtshofs 
(Urteil vom 23.01.2015, Az.: V ZR 184/14) 
nicht verbindlich für alle derartigen Fälle zu 
entscheiden. Hier sollte das Tor zwischen 
22 Uhr und 7 Uhr geschlossen werden. Der 
BGH betonte, das Gericht müsse eine um-
fassende Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen vornehmen und sich immer auf den 
Einzelfall beziehen.
Übersteigt die Abrechnung eines Schlüs-
selnotdienstes den üblichen Marktpreis 
um mehr als das Doppelte, kann eine Straf-
barkeit wegen Wuchers vorliegen. Dieses 
Grundsatzurteil sprach der Bundesgerichts-
hof (Urteil vom 16.01.2020, Az.: 1 StR 
113/19). Wer Beträge in dieser Höhe ver-
lange, der nutze eindeutig die Zwangslage 
von Immobilienbesitzern aus.
Quelle: LBS-Infodienst Recht & Steuern

https://www.huss.de/agb

